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Für eine Abgestufte Integration
Zur Debatte um den EU-Beitritt der Türkei
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Cemal Karakas

Durch die überraschende Ankündigung der
deutschen Bundesregierung, im Herbst
2005 Neuwahlen abhalten zu wollen, und
nach dem Nein der Franzosen und Nieder-
länder zum Europäischen Verfassungs-
vertrag ist erneut eine Debatte über den
künftigen Status der Türkei gegenüber der
EU ausgebrochen. Die zwei stärksten Befür-
worter des EU-Beitritts der Türkei, die rot-
grüne Bundesregierung und der französi-
sche Staatspräsident Chirac, sind politisch
angeschlagen, die Fortführung ihrer Türkei-
Politik ist ungewiss. Da sich die politischen
Realitäten in Europa zuungunsten der Tür-
kei verändert haben, wird der Beginn der
Beitrittsverhandlungen am 3. Oktober 2005

„...fragt sich nur für wie lange...“. Karikatur: Paolo Calleri

und vereinzelt sogar die Beitrittsfähigkeit in
Frage gestellt.
Die Türkei-Frage ist eng verknüpft mit der
Frage nach der Zukunft der Europäischen
Integration, welche zweifelsohne das größ-
te Friedensprojekt in der jüngeren Geschich-
te Europas ist. Ihr Beitrag zur Überwindung
der Konflikte und der nationalstaatlichen
Konkurrenz zwischen den Mitgliedstaaten
sowie ihre zivilisierende Kraft nach außen
ist unbestritten.

Die EU ist bemüht, in ihrer unmittelba-
ren Nachbarschaft Frieden zu bewahren und
– im Einzelfall – Frieden zu stiften. Nach
dem Ende des Kalten Krieges hat sie zahl-
reiche Projekte zur Förderung der Demo-
kratie und Menschenrechte in den mittel-
und osteuropäischen Ländern unterstützt
und ist zum zentralen Stabilitätsanker in

Der negative Ausgang der Volksab-
stimmungen in Frankreich und den
Niederlanden zum Europäischen
Verfassungsvertrag hat den Europa-
Befürwortern einen Schock versetzt
und die Diskussion um die generelle
Beitrittsfähigkeit der Türkei zur EU
neu entfacht. Es scheint, dass mit der
letzten Erweiterung um zehn Staaten
bei den EU-Bürgern das Misstrauen
gegenüber den Institutionen und ih-
rer Leistungsfähigkeit gewachsen ist.
Möglicherweise ging manchem das
Tempo der Erweiterung zu schnell
oder die Idee eines großen Europas
war ihm zu abstrakt.

Am 3. Oktober 2005 sollen die
Beitrittsverhandlungen mit der Tür-
kei beginnen. Je näher dieser Termin
rückt, desto lauter werden wieder die
skeptischen Stimmen. Dabei bietet die
Anbindung der Türkei an die EU für
beide Seiten Vorteile, die Cemal
Karakas für eine Abgestufte Integration
plädieren lässt. Dieses Modell unter-
scheidet sich zu den bisher diskutier-
ten (wie der Privilegierten Partner-
schaft) dadurch, dass es eine (Teil-)
Integration der Türkei in EU-Struk-
turen vorsieht und ihr für die inte-
grierten Bereiche ein partielles Mitent-
scheidungsrecht einräumt, ohne die
EU zu überdehnen. Eine Vollmitglied-
schaft wird zwar nicht von vornher-
ein ausgeschlossen, ist aber erst im
Rahmen der letzten Integrationsstufe
möglich. Das Modell kann für beide
Seiten attraktiv sein, wie Karakas so-
wohl aus türkischer als auch aus eu-
ropäischer Perspektive aufzeigt.

 Marlar Kin
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Europa geworden. Demokratie wird in die-
sem Zusammenhang nicht als politisch-kul-
turelles Prärogativ von fortschrittlichen
westlichen Gesellschaften verstanden, son-
dern als universeller Wert, der auch in an-
deren Kulturen gefördert werden soll. Die-
se Politik steht in Einklang mit der Theorie
des demokratischen Friedens, die auf der
empirischen Beobachtung gründet, dass
Demokratien nahezu keine Kriege gegen-
einander führen.

Die Europäische Union definiert sich
nach eigenem Selbstverständnis als Werte-
gemeinschaft und als Raum der Freiheit, der
Sicherheit, des Rechts und der sozialen Ko-
häsion. Wie die Erweiterungsrunden der
Vergangenheit gezeigt haben, übt die EU
eine enorme Anziehungskraft aus – seit ihrer
Gründung ist die Zahl der Mitgliedstaaten
von sechs auf 25 gewachsen. Dabei ist ihre
politische Einflussnahme am größten, wenn
ein Drittstaat nicht nur eine lose Kooperati-
on anstrebt, sondern Mitglied der Gemein-
schaft werden will. Die tiefgreifende Demo-
kratisierung der mittel- und osteuropäi-

schen Staaten sowie
von Teilen des Bal-
kans wäre ohne die
klare Beitrittsper-
spektive zur EU
nicht so erfolgreich
verlaufen.

Die Türkei ist seit
1964 assoziiertes
Mitglied der Euro-
päischen Gemein-
schaft (EG), seit
1999 hat sie offiziell
den Status eines Bei-
trittskandidaten.
Erst die klare Bei-
trittsperspektive hat
in den letzten fünf
Jahren eine Reform-
dynamik entfesselt,
wie sie die türkische
Republik seit Ata-
türk nicht mehr er-
lebt hat. Zahlreiche
Verfassungsände-
rungen wurden vor-
genommen, mehre-
re so genannte
EU-Harmonisie-
rungspakete mit
über 150 Gesetzes-

änderungen verabschiedet. Der Rechtsstaat,
die Demokratie und die Rechte der Zivil-
gesellschaft (Presse, Gewerkschaften, Verei-
ne, Stiftungen) wurden gestärkt, Menschen-
und Minderheitenrechte ausgeweitet, die To-
desstrafe abgeschafft sowie die Macht des Mi-
litärs beschränkt. In allen EU-Mitglied-
staaten werden die Demokratiefortschritte in
der Türkei uneingeschränkt begrüßt und in
den über 40-jährigen türkisch-europäi-
schen Beziehungen ist erstmals etwas ein-
getreten, womit bis vor wenigen Jahren
kaum jemand gerechnet hätte: In der Tür-
kei findet ein tiefgreifender Wandel statt, der
das Tor zur Aufnahme von Beitritts-
verhandlungen geöffnet hat.

Obwohl die historische Bedeutung des
Beitritts unbestritten ist und vergleichbar
mit der Osterweiterung um zehn Staaten
vom Mai 2004, hat kein Land im Zuge der
Erweiterungsdebatte so heftige (Abwehr-)
Reaktionen ausgelöst wie die Türkei. Die
Beitrittsverhandlungen mit der Türkei un-
terscheiden sich von den vorangegangenen
dadurch, dass die Mitgliedschaft in weiten

Teilen der EU-Öffentlichkeit unerwünscht
ist und eine negative Grundstimmung vor-
herrscht1 . Drei Ängste sind für die größten
Vorbehalte in der EU bestimmend: die
Angst vor einer uneingeschränkten Personen-
und Arbeitnehmerfreizügigkeit gerade an-
gesichts der schwierigen Arbeitsmarkt-
situation und der sozialen Integrations-
probleme in Europa; die Angst, über viele
Jahre Transferzahlungen in zweistelliger
Milliardenhöhe aus den europäischen
Fonds für Struktur- und Landwirtschafts-
hilfe leisten zu müssen; und die Furcht vor
institutioneller Überdehnung, zum einen
wegen der Größe der Türkei und ihres Ein-
flusses in den EU-Institutionen, zum ande-
ren wegen der primär nationalistisch ge-
prägten politischen Kultur der Türkei, die
eine Konsensfindung in den Gremien er-
schweren könnte. Hier verweisen einige EU-
Integrationisten auf die Gefahren des im-
perial overstretch und des möglichen
Verlustes der europäischen Identität. Dies
könne zum Ende des „Projektes Europa“
führen. Beitrittsgegner wie der Historiker
Hans-Ulrich Wehler argumentieren, dass
die Türkei kulturell, religiös und von der
Mentalität her nicht ins christlich-europäi-
sche Abendland passe. Auf der anderen Seite
sehen Beitrittsbefürworter die einmalige
Chance, Islam und Demokratie nach west-
lichen Wertevorstellungen zu vereinen, das
weltpolitische Gewicht der EU – gerade
nach den Ereignissen des 11. September
2001 – auch in der islamischen Welt zu ver-
stärken sowie die Integration der in Euro-
pa lebenden Türken zu verbessern. Die De-
batte um den Beitritt der Türkei
konfrontiert die EU mit einer Frage, der sie
in der Vergangenheit stets ausgewichen war:
der Frage nach den Grenzen Europas – nicht
nur geographisch, sondern auch politisch,
wirtschaftlich, kulturell und nicht zuletzt
religiös.

Im Lichte dieser Debatte musste die Eu-
ropäische Union eine Gratwanderung be-
wältigen. Der Rat der EU-Staats- und Re-
gierungschefs votierte zwar am 16./17.
Dezember 2004 einstimmig für die Aufnah-
me von Beitrittsverhandlungen und folgte
damit den Empfehlungen der Kommission
und des Europäischen Parlaments, doch
obwohl als Ziel die Vollmitgliedschaft aus-
gegeben wurde, wird es keinen Beitritts-
automatismus geben. Die Beitrittsverhand-
lungen sind laut Ratsbeschluss ein „Prozess

Schon bei der Gründung der Türkei 1923 ging der Blick Atatürks gen Westen.  Bild: HSFK
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Kopenhagener Kriterien

[..] Als Voraussetzung für die Mitglied-
schaft muss der Beitrittskandidat eine
institutionelle Stabilität als Garantie für
demokratische und rechtsstaatliche Ord-
nung, für die Wahrung der Menschenrech-
te sowie die Achtung und den Schutz von
Minderheiten verwirklicht haben; sie er-
fordert ferner eine funktionsfähige Markt-
wirtschaft sowie die Fähigkeit, dem Wett-
bewerbsdruck und den Marktkräften in-
nerhalb der Union standzuhalten. Die
Mitgliedschaft setzt außerdem voraus, dass
die einzelnen Beitrittskandidaten die aus
einer Mitgliedschaft erwachsenden Ver-
pflichtungen übernehmen und sich auch
die Ziele der politischen Union sowie der
Wirtschafts- und Währungsunion zu eigen
machen können.

Die Fähigkeit der Union, neue Mitglieder
aufzunehmen, dabei jedoch die Stoßkraft
der europäischen Integration zu erhalten,
stellt ebenfalls einen sowohl für die Union
als auch für die Beitrittskandidaten wichti-
gen Gesichtspunkt dar. [..]

Artikel 7 A iii,
Schlussfolgerungen des Europäischen Rates

in Kopenhagen, 21./22. Juni 1993
(so genannte „Kopenhagener Kriterien“)

Für eine Abgestufte Integration

Chronologie: der lange Weg der Türkei in die EU

1923: Gründung der Republik Türkei durch Atatürk.

1945: Die Türkei wird Gründungsmitglied der Vereinten Nationen.

1949: Die Türkei wird Mitglied im Europarat und unterzeichnet 1954 die Charta
der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK).

1963: Unterzeichnung des EWG-Assoziationsabkommens (Abkommen von An-
kara). Der Präsident der Europäischen Kommission, Walter Hallstein, be-
kräftigt, dass die Türkei Teil der europäischen Familie sei und eine Beitritts-
perspektive habe.

1974: Türkische Militärintervention auf Zypern. Dem vorausgegangen war ein
Staatsstreich von griechischen Nationalisten auf der Insel, die einen „An-
schluss“ an Griechenland suchten.

1978: In Teilen der Europäischen Gemeinschaft (EG) gibt es Überlegungen, ob
man – wie im Falle Griechenlands – mit der Türkei Beitrittsverhandlungen
aufnehmen sollte. Die Regierung Ecevit lehnt diese Idee ab, da ihr Brüssel
die zuvor geforderten Finanzhilfen nicht gebilligt hatte.

1987: Die Türkei beantragt die Vollmitgliedschaft zur Europäischen Gemeinschaft.

1989: Die EG lehnt die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen ab, da sie die poli-
tischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen zum damaligen Zeitpunkt
nicht erfüllt sieht, bekräftigt aber die europäische Perspektive für die Tür-
kei.

1995: Der Assoziationsrat Türkei-EU unterzeichnet den Vertrag über die Zolluni-
on - diese tritt am 1. Januar 1996 in Kraft.

1997: Im Dezember bekräftigt der EU-Gipfel von Luxemburg, dass die Türkei für
einen Beitritt zur Europäischen Union in Frage kommt, lehnt aber die offi-
zielle Anerkennung als Beitrittskandidaten vorerst ab. Die EU-Kommission
wird beauftragt, jährlich einen Fortschrittsbericht zur Türkei vorzulegen.

1999: Im Dezember erkennen die EU-Staats- und Regierungschefs auf dem Gip-
fel von Helsinki die Türkei offiziell als Beitrittskandidaten an, ohne ihr ein
Datum für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen zu nennen - ein No-
vum in der EU-Geschichte.

2001: Im März verabschiedet die EU ihre Beitrittspartnerschaft und Heran-
führungsstrategie für die Türkei. Im Gegenzug verabschiedet Ankara das
Nationale Programm zur Übernahme des EU-Besitzstandes (Acquis
Communautaire).

2002: Im Februar beginnen die Arbeiten des EU-Verfassungskonvents. Gemein-
sam mit Bulgarien und Rumänien nimmt die Türkei als Beobachterin teil.
— Im Dezember beschließt der EU-Gipfel in Kopenhagen auf der Grundla-
ge des Fortschrittsberichtes und der Empfehlung der EU-Kommission im
Dezember 2004 über die Eröffnung von Beitrittsverhandlungen zu entschei-
den.

2004: Im April findet das Zypern-Referendum über den Annan-Plan zur Wieder-
vereinigung statt. Während der türkische Nordteil dafür stimmt, lehnt ihn
der griechische Süden ab. — Im Oktober empfiehlt die EU-Kommission
die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei. — Am 15. De-
zember stimmt das Europäische Parlament für die Aufnahme von Beitritts-
verhandlungen. Einen Tag später sprechen sich die EU-Staats- und Regie-
rungschefs für den Beginn von Verhandlungen aus.

2005: Ende Mai und Anfang Juni scheitern die Referenden zum Europäischen
Verfassungsvertrag in Frankreich und den Niederlanden. — Am 29. Juli un-
terzeichnet die Türkei das Zusatzprotokoll zur Zollunion und dehnt es auf
die neuen EU-Mitgliedstaaten und somit Zypern aus. In einer Erklärung
erkennt Ankara Zypern zwar indirekt an, jedoch nicht völkerrechtlich. —
Am 3. Oktober sollen die Beitrittsverhandlungen beginnen.
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Was, wenn die EU sich von der
Türkei abwendet?

Die Türkei hat große Anstrengungen un-
ternommen, um die Beitrittskriterien zu
erfüllen. Die EU hat das anerkannt und sich
für die Aufnahme von Beitrittsverhand-
lungen ausgesprochen. Wenn sie nun die
Beitrittsfähigkeit generell in Frage stellt und
die Anbindung an Europa auf eine lose in-
stitutionelle Kooperation reduziert, setzt die
EU ihre politische Glaubwürdigkeit aufs
Spiel. Zudem würde sich die EU um die
Möglichkeit der politischen Einflussnahme
bringen, u.a. beim Kurden-Konflikt, bei der
Beilegung der griechisch-türkischen Grenz-
streitigkeiten oder der Wiedervereinigung
Zyperns. So ist die Zypern-Frage ein Beleg
dafür, wie heilsam der Druck der EU sein
kann: Er hat bewirkt, dass beide Staaten sich
an den Verhandlungstisch gesetzt haben,
um gemeinsam eine Lösung zu finden. Die
griechische Regierung, lange Zeit der größte
Opponent eines Türkei-Beitrittes, hat die
zivilisierende Wirkung der Beitrittsperspek-
tive erkannt und ist heute daher ein wichti-
ger Befürworter.

Die Türkei hat (in ihren Augen) bereits
große Zugeständnisse an die EU gemacht.
Von daher ist die Gefahr, dass die EU durch
einen möglichen Rückzieher die Türkei

mit offenem Ende, dessen Ausgang sich
nicht im Vorhinein garantieren lässt.“ Ein
möglicher Beitritt kommt erst für den
Abschluss der Planungen der übernächsten
Finanzvorschau, die ab dem Jahr 2014 gel-
ten soll, in Frage. Konkret heißt das, dass
ein Beitritt wohl frühestens erst in zehn Jah-
ren möglich ist. Im Falle von schwerwiegen-
den und anhaltenden Verletzungen von
Demokratie, Menschenrechten, Grundfrei-
heiten und Rechtstaatlichkeit kann die Eu-
ropäische Kommission von sich aus oder
auf Antrag eines Drittels der Mitglied-
staaten die Aussetzung der Verhandlungen
empfehlen. Sollte die Türkei die Kopenha-
gener Kriterien2  nachhaltig verletzen, wird
der Beitritt ausgeschlossen. Dann – so der
Ratsbeschluss – „muss sichergestellt werden,
dass das betreffende Bewerberland durch
eine möglichst starke Bindung vollständig
in den europäischen Strukturen verankert
wird.“3  Wie diese Bindung aussehen soll, ist
bewusst offen gelassen worden. Die EU hat
sich damit vorbehalten, im Falle der Türkei
auch andere Integrations- und An-
bindungsmöglichkeiten zu prüfen.

Nach der anfänglichen Euphorie in der
Türkei ist inzwischen auch dort eine gewisse
Ernüchterung eingekehrt. Der Grund liegt
in der über die Kopenhagener Kriterien hin-
aus emotional geführten Türkei-Debatte,
den angekündigten Referenden und im
Türkei-Beschluss der EU. Dieser sieht erst-
mals in der Erweiterungsgeschichte die
Möglichkeit vor, dass „lange Übergangszei-
ten, Ausnahmeregelungen, spezifische Ver-
einbarungen oder dauerhafte Schutzklau-
seln“ in Erwägung gezogen werden können.
Sie gelten für die Bereiche Freizügigkeit,
Strukturpolitik und Landwirtschaft. Zwar
gibt es auch heute schon bilaterale Regelungen
zwischen Mitgliedstaaten und ehemaligen
Beitrittskandidaten, die Schutzmaßnahmen
vorsehen, wie zwischen Deutschland (Ar-
beitsmarkt) und Polen (Grunderwerb), die-
se dürfen aber die Dauer von sieben Jahren
nicht überschreiten. Die Beschlüsse sind
also eine klare Diskriminierung der Türkei
und stehen im krassen Widerspruch zu den
Gemeinschaftsbestimmungen zur Freizü-
gigkeit, Aufenthaltsfreiheit und zum
Niederlassungsrecht. Die Schutzklauseln
sind als Zugeständnis an die Kritiker eines
Beitrittes zu verstehen und waren aufgrund
der politischen Stimmungslage offensicht-
lich nicht zu vermeiden, doch sie führten

zu einer Verstimmung unter den pro-euro-
päischen Türken: Nach wie vor gibt es un-
ter ihnen eine große Mehrheit für den EU-
Beitritt, aber nicht um jeden Preis.4

Da die Diskussionen über Alternativen zu
einer Vollmitgliedschaft in der EU und in
der Türkei wieder an Bedeutung gewinnen,
stellt sich mithin die Frage, wie zu verfah-
ren ist, wenn

a) der Rat aus politischen Gründen die
Beitrittsverhandlungen noch vor ihrem Be-
ginn im Oktober 2005 verschiebt, weil es
z.B. nationale Vorbehalte gibt oder die EU
beschließt, erst die Diskussion und die Ra-
tifikation des Verfassungsvertrages abzu-
schließen, bevor es zu einer Erweiterung mit
der Türkei kommt;

b) die EU-Kommission die begonnenen
Verhandlungen vorzeitig aussetzt, weil die
Türkei der Umsetzung des Acquis
Communautaire5  nicht nachkommt oder es
gravierende Rückschritte in der Demokra-
tisierung des Landes gibt;

c) die Türkei trotz des erfolgreichen Ab-
schlusses der Beitrittsverhandlungen auf-
grund von Referenden, negativen Ratifi-
zierungsverfahren oder des Vetos eines
Mitgliedstaates im Rat nicht beitreten kann,
oder

d) die Türkei aus politischen und wirt-
schaftlichen Gründen von sich aus auf eine
Vollmitgliedschaft verzichtet und eine an-
dere Integrationsalternative bevorzugt.

Das Europaparlament von außen – wird dies die Perspektive der Türkei bleiben?      Bild: HSFK
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Wer kann Mitglied der Europäi-
schen Union werden?

Artikel 49 des Vertrages über die Europäi-
sche Union (EUV) 2002

Jeder europäische Staat, der die in Artikel
6 Absatz 1 genannten Grundsätze achtet,
kann beantragen, Mitglied der Union zu
werden. Er richtet seinen Antrag an den
Rat; dieser beschließt einstimmig nach
Anhörung der Kommission und nach
Zustimmung des Europäischen Parla-
ments, das mit der absoluten Mehrheit
seiner Mitglieder beschließt.

Artikel 6 des Vertrages über die Europäische
Union (EUV) 2002

(1) Die Union beruht auf den Grundsät-
zen der Freiheit, der Demokratie, der Ach-
tung der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten sowie der Rechtsstaatlichkeit; diese
Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten
gemeinsam.

(2) Die Union achtet die Grundrechte, wie
sie in der am 4. November 1950 in Rom
unterzeichneten Europäischen Konvention
zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten gewährleistet sind und
wie sie sich aus den gemeinsamen
Verfassungsüberlieferungen der Mitglied-
staaten als allgemeine Grundsätze des
Gemeinschaftsrechts ergeben.

brüskieren und den anti-europäischen
Kräften in der Türkei Zulauf bescheren
könnte, durchaus real.

Die Türkei sollte in jedem Fall das Ange-
bot der EU auf Vollmitgliedschaft anneh-
men, auch wenn es viele Ausnahmeregelun-
gen vorsieht. Ihr Dilemma ist, dass sie keine
Ernst zu nehmenden strategischen Optio-
nen hat, falls der Beitritt scheitert, wenn-
gleich Beitrittsgegner oft folgende Alterna-
tiven aufführen: 1. stärkere Anbindung an
die USA und Vertiefung der Beziehungen
zu Israel, 2. Vertiefung der Beziehungen zur
Islamischen Welt und eine prominentere
Rolle in der Organisation der Islamischen
Staaten (OIC), 3. eine engere Kooperation
mit den Turkrepubliken der ehemaligen
Sowjetunion, in welchen der Türkei als
„Mutterstaat“ eine wichtige Rolle zukom-
men würde.

Sollte die Türkei die erste dieser drei Op-
tion wählen, würde die EU das zwar begrü-
ßen, aber die Türkei in ihrem unmittelba-
ren Umfeld und in der Islamischen Welt
noch kritischer beäugt werden. Die Gefahr
islamistischer Angriffe – wie schon die
Bombenanschläge in Istanbul vom Novem-
ber 2003 gezeigt haben – könnte wachsen.
Die zweite Option würde vom NATO-Part-
ner USA, Israel und dem türkischen Mili-
tär kritisch hinterfragt werden – ähnlich wie
1996, als der damalige türkische Minister-
präsident von der islamistischen Refah-Par-
tei, Erbakan, diesen Weg eingeschlagen hat-
te. Erbakan musste damals auf Druck des
türkischen Militärs zurücktreten. Die letz-
te Option, die Idee einer Pan-Türkischen
Union mit den Turkrepubliken, wird immer
wieder in die Diskussion eingebracht, ist
aber keine wirkliche Alternative. Bereits
Anfang der 1990er Jahre wurde diese Idee
debattiert, fand jedoch damals schon keine
praktische Umsetzung, da die Türkei a) ih-
ren historischen und ökonomischen
Einfluss überschätzt und den Widerstand
ihrer Konkurrenten GUS und Iran unter-
schätzt hatte und b) die Turkrepubliken ihre
wiedergewonnene Freiheit ungern wieder
einschränken wollten.

Hinzu kommt, dass keine dieser drei Stra-
tegieoptionen die gleichen politischen und
sozioökonomischen Vorteile wie eine Ver-
tiefung der Beziehungen zur EU brächte.
Nicht zuletzt deshalb fände keine dieser Op-
tionen in der türkischen Bevölkerung eine
so breite Zustimmung wie der EU-Beitritt.

Falls es aber aus den weiter oben erwähn-
ten oder anderen Gründen nicht zu einer
Vollmitgliedschaft kommt, sollten sowohl
Beitrittsbefürworter als auch Beitrittsgegner
daran interessiert sein, die Türkei politisch
und institutionell eng an Europa zu binden
und sie auf dem Weg der Demokratisierung
und Konsolidierung zu unterstützen. Denn
eine komplette Abwendung der Türkei von
Europa käme angesichts der wenig attrak-
tiven politischen und ökonomischen Alter-
nativen beide Seiten teuer zu stehen.

Abgestufte Integration als
Alternative

Anknüpfend an dem Türkei-Beschluss der
EU soll hier das Modell der Abgestuften
Integration vorgestellt werden. Es könnte
jenseits der Vollmitgliedschaft und der vor
allem in Deutschland, Frankreich und
Österreich diskutierten Privilegierten Part-
nerschaft sowie der vom Osteuropa-Insti-
tut vorgeschlagenen Erweiterten Assoziier-
ten Mitgliedschaft als Alternative sowohl für
die Türkei als auch die EU in Frage kom-
men. Dabei geht es nicht darum, ein bis ins
kleinste Detail ausgearbeitetes Konzept vor-
zulegen, sondern eine neue Integrations-
alternative aufzuzeigen, die der schwierigen
Debatte neue Denkanstöße geben soll.
Für den Fall, dass ein Beitritt nicht zustan-
de kommt, die Türkei aber auf ihrem
Demokratisierungsweg unterstützt und teil-
integriert werden soll, könnte zu gegebener
Zeit die Abgestufte Integration eine Opti-
on sein, da sie eine dauerhafte und klar de-
finierte Integrationsalternative zur Voll-
mitgliedschaft darstellt. Die Abgestufte
Integration sieht eine schrittweise Heran-
führung der Türkei an die EU-Strukturen
vor und ist konvergent mit dem Rats-
Beschluss. Im Kern beinhaltet sie eine
sektorale Teilintegration und ist zugleich ein
dynamisches Modell, bei dem die Integra-
tion stufenweise fortschreiten könnte. Die
jeweils erreichte Integrationsstufe kann aus
verschiedenen Gründen für einen der Part-
ner ausreichend sein, so dass er von einer
weiteren Integration bzw. Vertiefung abse-
hen möchte. Der Beginn der nächsten
Integrationsstufe ist konditioniert und ver-
knüpft mit der Umsetzung von angekün-
digten Reformen. Damit ist ein Anreiz für
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offenen Konflikt mit einem EU-Mitglied-
staat steht, nicht beitreten kann. Die der-
zeitige Situation liest sich so, dass die Türkei
ein territoriales Gebiet der EU militärisch
besetzt hält. Daher wird die Türkei nicht
umhin kommen, Zypern auch völkerrecht-
lich anzuerkennen.

Eine weitere Bedingung für den Start der
Verhandlungen ist die Umsetzung der an-
gekündigten Reformen im realpolitischen
Alltag. Derzeit ist das Tempo der weiteren
Demokratisierung erlahmt, es stehen noch
fünf Reformpakete aus, darunter die Re-
form des Versammlungsrechts und des Ge-
setzes zum Land- und Immobilienverkauf
an Ausländer.

Wie lange die Beitrittsverhandlungen
dauern werden, kann niemand mit Gewiss-
heit sagen. 35 von der Kommission vorge-
gebene Themenbereiche und Kapitel (u.a.
Industriepolitik, Umweltschutz, Verbrau-
cherschutz, Finanzkontrolle, etc.) werden in
zwei Gesamtpaketen debattiert. Durch ein
regelmäßiges Monitoring im Beitrittsland
werden die Fortschritte bei der Anpassung
an die politischen, ökonomischen und
rechtlichen EU-Standards überprüft. Erst
wenn alle Kapitel abgeschlossen sind, ist ein
Beitritt im Prinzip möglich. Sollten die an-
gekündigten Reformen nicht umgesetzt
oder die Vorgaben aus Brüssel nicht befolgt
werden, hat die EU Sanktionsmechanismen
zur Hand. Diese sehen das Verschieben der
Beitrittsverhandlungen – wie zuletzt im
Falle Kroatiens im März 2005 –, die
Suspendierung der laufenden Verhandlun-
gen sowie das Einfrieren von Finanzhilfen
vor.

Auf europäischer Seite könnten sich noch
folgende Hindernisse ergeben:

Erstens: Die Ratifikation des Verfassungs-
vertrages. Sie ist zwar keine formale Bedin-
gung für die Aufnahme der Beitritts-
gespräche, doch sie ist aus politischen
Gründen wünschenswert, wie derzeit die
Debatte um den Verfassungsvertrag zeigt.
Der Verfassungsvertrag soll die seit dem 
1. Mai 2004 um zehn Staaten erweiterte EU
institutionell und politisch handlungs-
fähiger machen. Es gibt heute schon Stim-
men, die eine Verschiebung des für 2007
vorgesehenen Beitrittes von Bulgarien und
Rumänien fordern, falls der Verfassungs-
vertrag nicht ratifiziert wird. Die EU könn-
te eine Grundsatzentscheidung treffen, ob
sie nach der Osterweiterung eine längere

die Türkei gegeben, ihren Weg der Stabili-
sierung der Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit fortzusetzen.

Die Hauptunterschiede der Abgestuften
Integration zu der Privilegierten Partner-
schaft und der Erweiterten Assoziierten
Mitgliedschaft liegen darin, dass die Tür-
kei nicht nur primär wirtschaftlich, sondern
auch politisch (teil-) integriert wird und für
die integrierten Bereiche ein sektorales Mit-
entscheidungsrecht ohne Anrecht auf ein
Veto im Rat bekommt. Auch ist im Rahmen
der Abgestuften Integration die spätere
Vollmitgliedschaft nicht a priori ausge-
schlossen. Da durch die Dynamik und die
Konditionierung ein Anreiz zur Fortfüh-
rung der Demokratisierungspolitik gegeben
ist, ist die Abgestufte Integration aus der
Perspektive des demokratischen Friedens
die attraktivere Option im Vergleich zu den
beiden Konkurrenzmodellen.

Die Vorteile der Abgestuften Integration
sind: die politische Integration der Türkei
in europäische Strukturen, ohne die EU in-
stitutionell zu überdehnen; der zusätzliche
Zeitgewinn, den sowohl die EU als auch die
Türkei für weitere Reformen brauchen wer-
den; der komparative Kostenvorteil für die
EU gegenüber einer Vollmitgliedschaft. Der
Nachteil für die Türkei wäre, dass es wo-
möglich nicht zu einer Vollmitgliedschaft
kommt - für die EU, dass sich dann die Fra-
ge nach der Glaubwürdigkeit ihres 40-jäh-
rigen Beitrittsversprechens gegenüber der
Türkei stellt; die Abgestufte Integration er-

setzt nicht die Debatte um die Zukunft der
Europäischen Integration oder darüber, ob
die EU gewillt ist, ein mehrheitlich
muslimisches Land in ihre Gemeinschaft
aufzunehmen.

Für die Abgestufte Integration könnte Ar-
tikel I-57 des Europäischen Verfassungs-
vertrages (EVV) die rechtliche Grundlage
bieten. Sollte die Ratifikation scheitern,
müssten wohl wahlweise das seit 1964 be-
stehende Assoziationsabkommen mit der
Türkei und/oder das geltende EU-Recht
modifiziert werden.

Mögliche Hindernisse auf dem
Weg zum Beitritt

Am 3. Oktober 2005 sollen die Beitritts-
verhandlungen beginnen, zuvor musste
Ankara das Zusatzprotokoll zur Zollunion
unterschreiben, das eine Ausdehnung auf
alle zehn neuen EU-Mitgliedstaaten vor-
sieht und eigentlich einer indirekten Aner-
kennung Zyperns gleichkommt – die
völkerrechtliche Anerkennung lehnt die
türkische Regierung hingegen ab, obwohl
sie die Zollunion Ende Juli 2005 auf Zypern
ausgedehnt hat. Gleichzeitig hat Ankara be-
tont, dass es zum Rückzug der türkischen
Truppen erst im Falle einer friedlichen Wie-
dervereinigung kommen wird. In den EG-
Verträgen ist jedoch ausdrücklich festgehal-
ten, dass ein Beitrittskandidat, der in einem

Der Bosporus: Grenze oder Tor zu Europa?      Bild: HSFK
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Konsolidierungsphase einläuten will oder
nicht.

Zweitens: Negative Erfahrungen mit der
Osterweiterung. Die Diskussion um die
Dienstleistungsrichtlinie oder um „Billig-
arbeiter“ aus dem Osten führt zu Ängsten
unter vielen Arbeitnehmern und Betrieben
in den alten EU-Mitgliedstaaten. Mit der
Osterweiterung werden daher primär nega-
tive Assoziationen verbunden. Die Furcht
vor weiteren billigen Arbeitskräften und
Zuwanderung könnte zu einem politischen
Beitrittshindernis für die Türkei werden.

Drittens: Offene finanzielle Fragen. Der
EU werden immer mehr Aufgaben aufge-
bürdet, doch kein Mitgliedstaat ist bereit,
freiwillig seine Beitragszahlungen zu erhö-
hen. Sollte es im Rahmen der übernächsten
Finanzvorschau (mit Beginn ab dem Jahr
2014) keine Einigung z.B. über die Struk-
tur- oder Landwirtschaftsfonds geben, wird
es wohl keine Erweiterung um die Türkei
geben. Dies sieht auch der Beitrittsbeschluss
zur Türkei vor.

Viertens: Referenden/Politische Stim-
mungsmache. Die Aufnahme der Türkei
muss im Rat einstimmig beschlossen sowie
vom Europäischen Parlament und den na-
tionalen Parlamenten ratifiziert werden. In
Frankreich und Österreich soll es Volksab-
stimmungen geben. Es besteht die Gefahr,
dass der Türkei-Beitritt für Wahlkampf-

zwecke missbraucht wird und somit anti-
türkische Ressentiments das Meinungsbild
prägen. Eine Partei, die gegen den Türkei-
Beitritt ist, könnte die Regierungswahlen
gewinnen und im Rat ihre Zustimmung
verweigern. Das ist in der Erweiterungs-
geschichte schon einmal vorgekommen,
nämlich 1963, als mit Frankreich ein Mit-
gliedstaat einen Beitrittskandidaten (Groß-
britannien) mit seinem Veto abgelehnt hatte.
Sollten tatsächlich Referenden in einem
Drittel und mehr Mitgliedstaaten anbe-
raumt werden, wäre dies eine erneute Dis-
kriminierung der Türkei – dann sollte sie
von sich aus ihre Kandidatur zurückziehen.

Auf türkischer Seite könnten folgende
Aspekte einem Beitritt im Weg stehen:

Erstens: Rückschritte in der Demokratie.
Im Falle von schwerwiegenden und anhal-
tenden Verletzungen der Demokratie,
Menschenrechte, Grundfreiheiten und
Rechtsstaatlichkeit kann die Europäische
Kommission von sich aus oder auf Antrag
eines Drittels der Mitgliedstaaten die Aus-
setzung der Verhandlungen empfehlen.
Sollte die Türkei die „Kopenhagener Krite-
rien“ dauerhaft verletzen, wird der Beitritt
ausgeschlossen. Dies könnte der Fall sein,
wenn es z.B. zu einer dramatischen Ver-
schärfung des Konfliktes mit den Kurden,
einem Militärputsch oder einer radikalen
Islamisierung kommt.

Zitate

„Vom Nordkap bis zur syrischen Grenze.
Das ist kein Traum. Das zeigt eines, dieses
Europa wird eine Weltmacht. Ob es will
oder nicht.“

Günther Verheugen, ehemaliger EU-
Erweiterungskommissar, zur strategischen
Dimension eines EU-Beitrittes der Türkei,

in: Heute in Europa, ZDF vom 6. Oktober 2004

„Die leitenden Staatsmänner der europäi-
schen Nationen und die Mitglieder der
bisherigen wie der neuen EU-Kommission
sind im Begriff, uns alle leichtfertig zu
überfordern. Überforderung und Übereifer
können zum Zerfall des Jahrhundert-Vor-
habens der Integration Europas führen. Am
Ende könnte eine bloße Freihandelszone
übrig bleiben.“

Helmut Schmidt, Bundeskanzler a. D.,
in: Die Zeit vom 25. November 2004

„Es gibt viele Argumente für und gegen
einen Beitritt der Türkei, aber eine künst-
lich erzwungene Aufnahme wäre weder für
die Türkei noch für die EU gut.“

Gündüz Aktan, Vorsitzender des Zentrums für
eurasische Studien, Ankara,

in: Financial Times Deutschland
vom 7. Dezember 2004

„Ich habe meine Meinung geändert, weil
sich die Türkei verändert hat, 1997 war die
Bereitschaft, Reformschritte im europäi-
schen Sinne des Wortes einzuleiten, über-
haupt nicht vorhanden. (...) Und nach
vielem Nachdenken über diese Frage habe
ich wirklich den Eindruck, dass es dem
Zusammenwachsen Europas in dem gefor-
derten Miteinander von christlich-abend-
ländischer Kultur und islamisch geprägter
Kultur förderlich wäre, wenn die Türkei
Mitglied der Europäischen Union wird.“

Jean-Claude Juncker,
Ministerpräsident von Luxemburg,

in: Rheinischer Merkur vom 12. Februar 2004

„Der europäische Einigungsprozess hat in
der Vergangenheit ähnliche Rückschläge
erlitten. Sie konnten jedes Mal überwunden
werden. Die Türkei hält am Ziel einer EU-
Mitgliedschaft fest und ist nicht bereit,
etwas anderes zu akzeptieren.“

Recep Tayyip Erdogan, Ministerpräsident der
Türkei, in: ZDF online vom 4. Juni 2005

zu den gescheiterten Referenden
in Frankreich und den Niederlanden

„Die Vollmitgliedschaft der Türkei wird an
den Menschen in Europa scheitern. Unser
Ziel ist die privilegierte Partnerschaft, weil
wir Europa nicht überfordern dürfen.“

Edmund Stoiber, Vorsitzender der CSU, in:
Reuters online vom 12. Dezember 2004

Am 15. Dezember 2004 stimmte das Europäische Parlament mehrheitlich für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der
Türkei.      Bild: Christian Hartmann/picture alliance
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die Vollmitgliedschaft in die Diskussion ein-
gebracht. Die beiden wichtigsten waren die
Privilegierte Partnerschaft und die Erwei-
terte Assoziierte Mitgliedschaft.

Privilegierte Partnerschaft

Die Privilegierte Partnerschaft wurde vor
allem von den christdemokratischen und
konservativen Parteien in Deutschland,
Frankreich und Österreich in die Debatte
eingebracht. Sie ist aber umstritten, da sie
weder ein klares konzeptionelles Design
vorweisen kann, noch eine eindeutige
Rechtsgrundlage hat. Ihre Befürworter ver-
weisen jedoch auf Artikel I-57 (EVV), wo
es heißt: „Die Union entwickelt besondere
Beziehungen zu den Ländern in ihrer Nach-
barschaft, um einen Raum des Wohlstands
und der guten Nachbarschaft zu schaffen,
der auf den Werten der Union aufbaut und
sich durch enge, friedliche Beziehungen auf

Zweitens: Kosten des EU-Anpassungspro-
zesses. Auch die Türkei könnte im Laufe der
Verhandlungen von sich aus den Beitritt
ablehnen, falls die ziel- und zeitgerechte
Implementierung des EU-Besitzstandes
Probleme bereiten sollte. Die Türkei stuft
derzeit den Nutzen der Vollmitgliedschaft
höher ein als ihre Kosten, doch dies könnte
sich in den nächsten Jahren ändern: Allein
die Anpassung an EU-Standards in Berei-
chen wie Arbeitschutz, Umweltschutz, Ver-
kehr oder Lebensmittelschutz wird mehre-
re Milliarden Euro kosten und könnte zu
Unmut in der Bevölkerung führen, da die
Kosten an sie weitergegeben werden. Dies
könnte die angespannte soziale Kohäsion in
der Türkei weiter gefährden. Des Weiteren
sind in der Türkei heute schon die Lohn-
kosten höher als in Bulgarien oder
Tschechien. Wenn es nicht zu einer Steigerung
der Produktivität in der Türkei kommt,
wird es zu einer weiteren Verteuerung der
Arbeitskosten und somit Einschränkung
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit
kommen.

Drittens: Anti-europäische Stimmung.
Vor allem die nationalistischen Parteien ma-
chen mobil gegen den EU-Beitritt. Sie ar-
gumentieren, dass die Türkei zu viele Kom-
petenzen nach Brüssel abgeben und im
Hinblick auf die Wiedervereinigung Zy-
perns oder auf die Armenien-Frage zu sehr
nachgeben muss. Radikal-islamische Grup-
pierungen behaupten, dass die muslimische
Türkei in der EU diskriminiert oder „chri-
stianisiert“ würde und polemisieren gegen
den Beiritt. In der Erweiterungsgeschichte
ist es schon einmal vorgekommen, dass ein
Beitrittskandidat von sich aus auf eine Mit-
gliedschaft verzichtet hat. Das war 1972 und
1994 mit Norwegen der Fall. Falls die anti-
europäische Stimmung zu stark sein sollte,
stellt sich jedoch für die Türkei die Frage,
ob sie überhaupt eine Anbindung an die EU
möchte.

Bisher diskutierte Alternativen
zur Vollmitgliedschaft

Die geltenden EU-Verträge sehen diverse
Formen der Kooperation und Integration
vor, darunter die Verstärkte Zusammenar-
beit oder die Opt-out-Regelungen, und im
Europäischen Verfassungsvertrag sind wei-
tere Flexibilisierungen geplant. Die Opt-

out-Regelungen sehen beispielsweise vor,
dass die EU-Mitgliedstaaten selbst entschei-
den, welche Kompetenzen sie abgeben wol-
len und welchen Integrationsgrad sie wün-
schen. In der Praxis sieht das dann so aus,
dass einige Mitgliedstaaten zum Beispiel auf
die Einführung des Euro verzichtet haben,
am Schengen-Abkommen nicht teilnehmen
oder der Schnellen Eingreiftruppe der EU
keine Soldaten zur Verfügung stellen. Diese
differenzierte Integration innerhalb der EU
wird oft mit dem Begriff „Europa der zwei
Geschwindigkeiten“ umschrieben.
Umgekehrt gibt es auch schon die Opt-in-
Regelung für Nicht-EU-Mitglieder, wie sie
im Rahmen des Schengen-Abkommens
etwa zwischen der EU und Norwegen, Is-
land und künftig auch der Schweiz realisiert
wird.

Begünstigt durch die unterschiedlichen
Integrationsgrade innerhalb der EU wurden
bereits vor der Entscheidung der EU, mit
der Türkei Beitrittsverhandlungen aufzu-
nehmen, andere Integrationsoptionen als

Zumindest an den Fahnenmasten vor dem Europäischen Parlament ist noch Platz für Beitrittskandidaten.      Bild: HSFK
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der Grundlage der Zusammenarbeit aus-
zeichnet. (...) Die Union kann spezielle
Übereinkünfte mit den betreffenden Län-
dern schließen. Diese Übereinkünfte können
gegenseitige Rechte und Pflichten umfassen
und die Möglichkeit zu gemeinsamem Vor-
gehen eröffnen.“ Doch da die Ratifikation
des Verfassungsvertrages aus heutiger Sicht
noch ungewiss ist, müsste man die gelten-
den EU-Verträge um die Möglichkeit einer
solchen Partnerschaft ergänzen.

Die Befürworter der Privilegierten Part-
nerschaft wollen die Beziehungen zur Tür-
kei in Form einer verstärkten Zusammen-
arbeit auf bestimmte Sachgebiete (Handel,
Kultur, Bildung, Zuwanderung, Krimi-
nalitätsbekämpfung) fokussieren und stel-
lenweise vertiefen. Doch diese Form der
Partnerschaft gibt es bereits: Die Türkei ist
seit 1996 über die Zollunion an die EU ge-
bunden, seit einigen Jahren nimmt sie teil
an den EU-Förderprogrammen für For-
schung und Entwicklung, Umwelt, dem
Twinning-Programm zur Modernisierung
der Verwaltungsstrukturen und an Erasmus,
dem Austauschprogramm für Studierende.

Im Dezember 2004 stellte die CDU/CSU
ein tiefergehendes Positionspapier zur Pri-
vilegierten Partnerschaft vor. Neu war der
Vorschlag, die Zollunion zu einer breit an-
gelegten Freihandelszone weiterzuentwik-
keln sowie die Zusammenarbeit mit der
Türkei auf die Gemeinsame Außen- und Si-
cherheitspolitik (GASP) und die Europäi-
sche Sicherheits- und Verteidigungspolitik
(ESVP) auszudehnen.6  In beiden Fällen soll
die Türkei institutionell eingebunden wer-
den, u.a. durch die Möglichkeit an Rats-
sitzungen teilzunehmen und einen Ständigen
Vertreter zum EU-Militärstab zu entsenden
– ohne jedoch ein Recht zur Mitentschei-
dung zu haben. Damit würde die Türkei
wieder auf ihren Status zurückfallen, den
sie bereits in der Westeuropäischen Union
(WEU) inne hatte – Mitwirkung: Ja, Mit-
entscheidung: Nein.

Die Türkei lehnt bis heute die Privilegier-
te Partnerschaft ab, weil ihr damit die
Vollmitgliedschaft ausdrücklich vorenthal-
ten wird. Wenn man den Blickwinkel um-
kehrt, könnte man hier spöttisch auch von
einer „Privilegierten Ausgrenzung“ spre-
chen. Daher verwundert es nicht, dass die
Privilegierte Partnerschaft europaweit auch
innerhalb des konservativen Parteien-
spektrums – jedenfalls bis zu den negati-

ven Referenden über den Verfassungs-
vertrag – nicht mehrheitsfähig war.

Erweiterte Assoziierte Mitglied-
schaft (EAM)

Die zweite Alternative zur Vollmitglied-
schaft stellten Wissenschaftler des Ost-
europa-Instituts um Wolfgang Quaisser
und Steve Wood vor. Sie schlugen ein Mo-
dell vor, dass nicht nur auf die Türkei, son-
dern auch auf andere Staaten anwendbar
wäre: die Erweiterte Assoziierte Mitglied-
schaft (EAM).7

Voraussetzung für die EAM ist die klare
Definition der EU-Außengrenzen. Für
Quaisser ist die Türkei kein europäischer
Staat, daher wird ihr das Recht auf einen
Beitritt a priori abgesprochen. Dies ist aber
insofern problematisch, als die prinzipielle
Beitrittsfähigkeit der Türkei in der Vergan-
genheit mehrmals von EU-Seite betont
wurde und die Türkei seit 1999 offiziell
Beitrittskandidat ist.8

Die EAM beinhaltet im Kern eine Mit-
gliedschaft im „Erweiterten Europäischen
Wirtschaftsraum“ (EWR) und sieht primär
eine Ausweitung und Vertiefung der handels-
und wirtschaftspolitischen Zusammenarbeit
vor, allerdings mit mehreren Einschränkun-
gen, vor allem was die Personen- und die
Arbeitnehmerfreizügigkeit angeht. Eine Mit-
gliedschaft in der Währungsunion ist nicht
vorgesehen. Die Teilnahme am Binnenmarkt
würde bedeuten, dass die EAM-Staaten in
weiten Teilen den Acquis Communautaire
übernehmen und die schon jetzt geltenden
Wirtschaftskriterien der EU erfüllen
müssten. Da sich aus der Übernahme des
„Acquis“ weitreichende Verpflichtungen und
einseitige Kosten ergeben, schlagen die Au-
toren sinnvollerweise Kompensations-
zahlungen vor. Diese könnten so aussehen,
dass über eine Teilnahme an Unterstützungs-
programmen, vor allem im Bereich der
Struktur- und Kohäsionspolitik, Hilfsgelder
an EAM-Staaten transferiert werden. Alter-
nativ könnten auch bestehende Unter-
stützungsprogramme ausgebaut oder neue
spezielle Programme für diese Länder ent-
wickelt werden. Die Autoren behaupten, dass
durch ihre Form der Integration die ökono-
mischen Effekte weitgehend denen der
Vollmitgliedschaft entsprechen. Den Nach-

Links

Alle aktuellen Türkei-Berichte der EU-Kom-
mission sind zu finden unter:
http://europa.eu.int/comm/enlargement/
report_2004

Der Rats-Beschluss der EU-Staats- und
Regierungschefs zur Türkei ist zu finden
unter:
http://ue.eu.int/ueDocs/cms_Data/docs/
pressdata/de/ec/83221.pdf

Die politischen Stiftungen informieren
über ihre Türkei-Politik auf folgenden
Webseiten:

Konrad-Adenauer-Stiftung:
http://www.kas.de/proj/home/home/44/1/
index.html

Friedrich-Ebert-Stiftung:
http://www.festr.org

Heinrich-Böll-Stiftung:
http://www.boell-tr.org

Friedrich-Naumann-Stiftung:
http://fnst.org
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weis können sie aber nicht ganz überzeugend
erbringen, da ihre Zahlen vor allem auf
Schätzungen beruhen und ihr Modell mit
etlichen Ausnahmeregelungen versehen ist.

Wie die Privilegierte Partnerschaft ge-
währt auch die EAM der Türkei einen
Beobachterstatus mit Anhörungs-, aber
ohne Mitentscheidungsrecht im Rat. Alter-
nativ könnten die Türkei oder andere EAM-
Staaten auch an „Erweiterten Ratssitzun-
gen“ teilnehmen. Um die institutionelle
Verzahnung zu vertiefen, wird vorgeschlagen,
dass diese Staaten in „gewissem Umfang
Personal an die EU-Institutionen“ entsen-
den sollen.

Auch bei der EAM ist die rechtliche Basis
nicht eindeutig. Es wäre zu überlegen, in-
wieweit das Assoziationsabkommen zwi-
schen der Türkei und EU als Grundlage die-
nen kann - gegebenenfalls müsste man es
um ein Zusatzprotokoll erweitern.

Türkei: Nein zu Privilegierter
Partnerschaft und EAM

Sowohl die Privilegierte Partnerschaft als
auch die EAM sind insofern problematisch,
als beide Modelle primär statisch sind und
der Türkei nur wenige Anreize bieten, ih-
ren Demokratisierungs- und Konsolidie-
rungsweg, z.B. was die Einhaltung der Men-
schenrechte oder die zivile Lösung von
Konflikten angeht, fortzusetzen.

Da beide Alternativmodelle der Türkei a)
in Sachfragen kein Mitentscheidungsrecht
im Rat zubilligen und b) keine eindeutige
Perspektive auf eine Vollmitgliedschaft ein-
räumen, verwundert es nicht, dass Ankara
sie abgelehnt hat.

Zudem sind sowohl die Privilegierte Part-
nerschaft als auch die EAM auf Drittstaaten
übertragbar, im Falle der Privilegierten Part-
nerschaft auch auf Staaten außerhalb Europas.
Die Türkei, die seit 1964 mit der EG asso-
ziiert ist und den Status des Beitritts-
kandidaten genießt, würde mit der Zustim-
mung zu diesen Modellen zu einem
Drittstaat „degradiert“. Das wäre für Ankara
nicht hinnehmbar, da es der mühsamen
Demokratisierungspolitik der letzten Jahre
sowie dem Impetus, endlich als (europäische)
Demokratie anerkannt und in den erlesenen
Kreis der EU-Familie aufgenommen zu
werden, zuwiderliefe.

Das Modell der Abgestuften
Integration: Ziel und Konzept

Das Ziel der Abgestuften Integration ist,
„dass das betreffende Bewerberland durch
eine möglichst starke Bindung vollständig
in den europäischen Strukturen verankert
wird“ – ganz im Sinne des Wortlauts des
Ratsbeschlusses zur Türkei. Operatio-
nalisiert wird dieser Beschluss durch eine
stärkere institutionelle Verzahnung und
eine schrittweise politische Integration.
Dabei orientiert sich die Abgestufte Integra-
tion grosso modo an den geltenden EU-
Bestimmungen für Beitrittskandidaten, be-
tritt aber zugleich juristisches Neuland.
Anders als die Privilegierte Partnerschaft
oder EAM behandelt sie die Türkei weiter-
hin als Beitrittskandidaten und nicht als
Drittstaat.

Die Abgestufte Integration sieht die in-
stitutionelle Heranführung der Türkei in
drei Stufen vor. Die Stufen sind nach ihrem
Integrationsgrad unterteilt, wobei die erste
den niedrigsten Integrationsgrad darstellt.
Wichtig hierbei: Der Beginn der nächsten
Integrationsstufe ist konditioniert, d.h. nur
wenn die zuvor vereinbarten Vorgaben ziel-
und zeitgerecht umgesetzt sind, kann diese
beginnen, es gibt also keinen Automatismus
für den Eintritt in die nächst höhere
Integrationsstufe. Die Konditionierung soll

der Türkei als Anreiz dienen, den Weg der
Demokratisierung und Reformen fortzu-
setzen. Durch ein jährliches Monitoring
kann die EU-Kommission die Umsetzung
der angekündigten Reformen überprüfen
– das wird übrigens heute schon praktiziert.
Eine Suspendierung der Gespräche ist –
ähnlich wie bei normalen Beitrittsver-
handlungen – jederzeit möglich, falls der
Verhandlungspartner vertragsbrüchig wird
- auch das ist heute schon gängige Praxis.

Die Dauer der jeweiligen Stufe ist in bei-
derseitigem Einverständnis festzulegen, sie
könnte z.B. zehn Jahre betragen. Die näch-
ste Stufe könnte bereits zur Halbzeit der
vorangegangenen beginnen – in diesem
Beispiel frühestens fünf Jahre nach dem
Start der vorherigen. Voraussetzung ist auch
hier, dass beide Seiten es wollen und zu-
stimmen. Es kann aber auch der Fall
eintreten, auf einer der realisierten Integra-
tionsstufen über mehrere Jahre zu ver-
harren. Im Gegensatz zur Privilegierten
Partnerschaft und EAM bleibt die Perspek-
tive der Vollmitgliedschaft erhalten, die al-
lerdings erst nach Inkrafttreten der letzten
Integrationsstufe erfolgen kann. Auch hier
müssen beide Seiten erst zustimmen. Ge-
mäß dem oberen Fallbeispiel könnte der
Beitritt frühestens nach 20 Jahren, späte-
stens nach 30 Jahren erfolgen. Die EU soll-
te der Türkei die Perspektive der
Vollmitgliedschaft nicht a priori verwei-
gern, denn langfristig könnte sich das poli-

Von links nach rechts: Olli Rehn, EU-Kommissar für die Erweiterung, José Manuel Barroso, Präsident der Europäischen Kommis-
sion, und der türkische Premierminister Recep Tayyip Erdogan.      Bild: Mediatheque der EU ( www.europa.eu.int)
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tische Klima, z.B. aufgrund demographi-
scher, energiepolitischer oder sicherheits-
bedingter Probleme, zugunsten der Türkei
verbessern.

Um die politische Integration glaubwür-
dig umzusetzen, bekommt die Türkei für
die integrierten Bereiche ein sektorales
Mitentscheidungsrecht – jedoch ohne die
Möglichkeit, ein Veto-Recht zu haben. Das
Gewicht ihrer Stimme würde sich an der
geltenden EU-Regelung orientieren. Das
Veto-Recht müsste aberkannt werden, da
theoretisch die Gefahr besteht, dass die
Türkei wichtige Beschlüsse blockieren
könnte. Ihr Recht auf Mitbestimmung
könnte sie im besten Fall jedoch zur
Mehrheitsbeschafferin machen. Die Türkei
sollte nicht nur ein Konsultationsrecht be-
kommen, sondern wenigstens das einge-
schränkte Mitentscheidungsrecht, damit
sie in die politische Arbeit und Entschei-
dungsfindung aktiv eingebunden ist und
die Arbeitsweise der EU kennenlernen
kann.

Was die Teilnahme der Türkei an den
Ratssitzungen und die dortige praktische
Arbeit angeht, könnte man sich auch hier
an bereits bestehenden Regelungen orien-
tieren, etwa an jenen, die für Opt-in-Staa-
ten vorgesehen sind. Konkret bedeutet dies,
dass die Türkei nur an den Sitzungen teil-
nehmen würde, in die sie thematisch inte-
griert ist. Ein um die Türkei „Erweiterter
Rat“ könnte sich speziell mit den türkei-
spezifischen Fragen beschäftigen. Sollte es
Vorbehalte gegenüber einer Teilnahme der
Türkei bei Ratssitzungen geben, wäre zu
überlegen, inwieweit der seit 1964 bestehen-
de Assoziationsrat EU-Türkei und der Ge-
meinsame Parlamentarische Ausschuss EU-
Türkei in ihren Rechten gestärkt werden und
mehr Mitentscheidungsrechte bekommen
könnten.

Für die Abgestufte Integration könnte
man Artikel I-57 EVV heranziehen, das
Assoziationsabkommen um ein Zusatz-
protokoll erweitern oder das geltende EU-
Recht in Artikel 310 EUV modifizieren. Dort
heißt es: „Die Gemeinschaft kann mit einem
oder mehreren Staaten oder einer oder meh-
reren internationalen Organisationen Ab-
kommen schließen, die eine Assoziierung
mit gegenseitigen Rechten und Pflichten,
gemeinsamem Vorgehen und besonderen
Verfahren herstellen.“ Die Rechte und
Pflichten sind hierbei nicht näher definiert

und könnten gegebenenfalls präzisiert wer-
den. Wenn man die Dynamik der Beitritts-
debatte und den Impetus der Beitritts-
gegner zugrunde legt, dürfte die
Modifikation jedoch kein unlösbares Pro-
blem sein.

Da inzwischen viele EU-Richtlinien und
Verordnungen im Rahmen des Mitent-
scheidungsverfahrens gemeinsam mit dem
Europäischen Parlament verabschiedet
werden, könnte die Türkei ein Interesse
daran haben, auch in den anderen EU-
Institutionen vertreten zu sein. Für offizi-
elle Beitrittskandidaten (wie die Türkei)
sieht das geltende EU-Recht die Möglich-
keit vor, so genannte Observer (Beobach-
ter) in das Europäische Parlament, die
Kommission, den Wirtschafts- und
Sozialausschuss, den Ausschuss der Regio-
nen sowie zum Europäischen Gerichtshof
zu entsenden – Rumänien und Bulgarien
machen ab September 2005 von diesem
Recht Gebrauch. Die Observer haben zwar
ein Mitsprache-, aber kein Abstimmungs-
recht. Die Größe der jeweiligen türkischen
Delegation würde bilateral zwischen EU
und Türkei geklärt. Die Abgestufte Inte-
gration respektiert die geltende Regelung
für die Repräsentation in den anderen EU-
Institutionen und sieht hier keine Sonder-
regelung für die Türkei vor.

Mögliche Themenfelder für
eine Abgestufte Integration

Wie könnte sich die Abgestufte Integrati-
on in der Praxis gestalten? Beide Parteien
würden zunächst die zu integrierenden
Bereiche für die erste Stufe benennen.
Dabei werden vermutlich die Themen im
Mittelpunkt der Verhandlungen stehen,
bei denen es die größte gemeinsame
Schnittmenge gibt und sich jede Seite ei-
nen Vorteil verspricht. Dies könnten auf
EU-Seite die weitere Demokratisierung
und Stärkung der rechtsstaatlichen Prin-
zipien sowie die weitere wirtschafts- und
finanzpolitische Konsolidierung zwecks
Stabilisierung der türkischen Volkswirt-
schaft sein. Interessant für die EU sind si-
cher auch Fragen nach mehr Rechtssicher-
heit für europäische Unternehmen oder
die Außen- und Sicherheitspolitik. Eine
demokratische, prowestliche und in Euro-
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pa eingebundene Türkei besitzt große geo-
politische Bedeutung für die europäische
Sicherheit und stärkt das weltpolitische Ge-
wicht der EU – mit diesem Argument wirbt
vor allem Außenminister Joschka Fischer
für die Türkei. Die EU könnte mit Ankara
ihre politischen Einflussmöglichkeiten im
Nahost-Konflikt, der Kurden-Frage, der
Krise im Irak, bei der Bekämpfung des in-

ternationalen Terrorismus und beim Zu-
griff auf die Erdölvorkommen am Golf
und Kaspischen Meer steigern.

Auf türkischer Seite könnte vor allem In-
teresse an einer Vertiefung der Zollunion
zugunsten der Türkei bestehen. Zwischen
der EU und der Türkei besteht seit 1996
eine Zollunion. Hierbei wurden zahlreiche
Handelshemmnisse abgebaut und gemein-

same Außenzölle eingeführt. Die Zolluni-
on gilt jedoch nur für Industriegüter und
verarbeitete landwirtschaftliche Produkte,
nicht für Dienstleistungen, unverarbeite-
te Agrarprodukte oder Textilien. Das be-
deutet im Ergebnis, dass die Zollunion nur
für rund 30 Prozent der in der Türkei pro-
duzierten Waren gültig ist. Der einseitige
Protektionismus der EU soll die heimische
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Anmerkungen
1 Laut der jüngsten Eurobarometer-Um-

frage vom Juli 2005 sind 52 % der EU-
Bürger gegen einen EU-Beitritt der
Türkei. Vgl. Eurobarometer unter http://
europa.eu.int/comm/public_opinion/
index_en.htm

2 Eine Erläuterung der Kopenhagener
Kriterien findet sich in der Randspalte
rechts auf Seite 3.

3 Vgl. Artikel 23, 4. Spiegelstrich der
Schlussfolgerungen des Vorsitzes zur
Tagung des Europäischen Rates (Brüs-
sel) vom 16./17. Dezember 2004.

4 Im Frühjahr 2005 befürworten nur noch
63 Prozent der Türken eine EU-Mit-
gliedschaft. Im Herbst 2004 waren es
noch 75 Prozent. Die Zahl der Gegner
eines Beitrittes ist von 15 auf 30 Prozent
gestiegen. Vgl. Frankfurter Rundschau
vom 8. April 2005.

5 Der Begriff Acquis Communautaire wird
im Brüsseler Fachjargon als Terminus
technicus für den gemeinschaftlichen,
rechtlichen Besitzstand der EU verwen-
det. Er umfasst alle Rechtsakte, die für
die Mitgliedstaaten verbindlich sind. Zu
diesen gehören die Verträge der Euro-
päischen Union, Verordnungen, Richtli-
nien und Entscheidungen der EU-Orga-
ne und des Europäischen Gerichtshofes,
Entschließungen und Erklärungen,
Rechtsakte der Gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik und der Zusam-
menarbeit im Bereich der Justiz und des
Inneren sowie die von der EU mit Dritt-
staaten oder Organisationen abgeschlos-
senen Verträge und Abkommen.

6 Sowohl bei der Zollunion als auch bei
der Freihandelszone erheben die
Mitgliedstaaten untereinander keine
Zölle. Die Freihandelszone sieht indivi-
duelle Außenzölle gegen Drittstaaten
vor, die Zollunion hingegen einen ge-
meinsamen Außenzoll. Aus
Integrationssicht geht die Zollunion
daher weiter als die Freihandelszone. Im
Vorschlag der CDU/CSU wird nicht
ganz klar, warum die Errichtung einer
Freihandelszone vorteilhaft für die Tür-
kei sein sollte. Vgl. „Eine ‘Privilegierte
Partnerschaft’ als Alternative zu einer
EU-Vollmitgliedschaft der Türkei“ unter
www.cducsu.de/section__2/
subsection__3/id__845/Meldungen.aspx

Fortsetzung auf Seite 15

Wirtschaft vor der türkischen Konkurrenz
schützen. Dieser Protektionismus ist der
Türkei schon lange ein Dorn im Auge,
denn die Zollunion hat seit ihrem Beste-
hen in erster Linie der EU Vorteile, sprich
Handelsüberschüsse, verschafft. Ankaras
Handelsbilanzdefizit mit den EU-Partnern
betrug allein 2004 rund 7,1 Mrd. Euro.9

Die EU profitiert von der Zollunion also
deutlich mehr als die Türkei, wo man das
jährliche Handelsbilanzdefizit als „Vor-
schuss“ zur Begleichung der Kosten eines
möglichen EU-Beitritts interpretiert.

In der Geschichte der Erweiterung hat
es bisher noch keinen Beitrittskandidaten
gegeben, der schon vor dem Beitritt eine
Zollunion mit der EU eingegangen wäre.
Im Rahmen der Zollunion musste die Tür-
kei wichtige Teile des Besitzstandes der Ge-
meinschaft, vor allem in den Bereichen
Zoll, Handelspolitik, Wettbewerb und
Schutz des geistigen, gewerblichen und
kommerziellen Eigentums übernehmen.
Ankara hat als Nichtmitglied der EU aber
kein Mitspracherecht in Brüssel, auch
dann nicht, wenn es um Wirtschafts- und
Handelsfragen geht. Die Zollunion ist also
insofern undemokratisch, als die Türkei
wichtige Teile ihrer nationalen Souveräni-
tät abgegeben hat, ohne aber im politi-
schen Entscheidungsmechanismus der EU
vertreten zu sein oder wirklich Einfluss auf
den dortigen multinationalen Entschei-
dungsprozess zu haben. Praktische Proble-
me ergeben sich auch daraus, dass Ankara
die von der EU mit Drittstaaten vereinbar-
ten Außenzölle weitestgehend überneh-
men muss – etwa mit der Konsequenz, dass
Handelserleichterungen mit engen
Wirtschaftspartnern, wie z.B. den USA,
von Washington gekündigt wurden, weil
eine Vorzugsbehandlung nicht gewährt
wird. Es ist daher durchaus denkbar, dass
die Türkei ein vitales Interesse daran hät-
te, im Rahmen der Zollunion künftig ein
Mitentscheidungsrecht, z.B. bei der Fest-
legung von Importquoten oder der Höhe
der Schutzzölle, zu bekommen.

Des Weiteren ist im Rahmen der ersten
Integrationsstufe denkbar, dass die Türkei
an einer Vertiefung der bisherigen Zusam-
menarbeit in Bildung, Kultur und For-
schung interessiert ist und diese auch auf
andere Bereiche ausdehnen möchte. Inter-
essant könnte für Ankara auch die Teilnah-
me an weiteren EU-Förderprogrammen

sein, wie z.B. zur Förderung von Infras-
trukturmaßnahmen oder der Umwelt. Die
Abgestufte Integration bietet der EU
hierbei einen komparativen Kostenvorteil
gegenüber der Vollmitgliedschaft: Die Tür-
kei würde zwar an zusätzlichen EU-För-
derprogrammen teilnehmen, doch würden
diese erheblich geringer ausfallen als die
Kosten der Vollmitgliedschaft.

Für die zweite Stufe könnte eine Vertie-
fung der vorangegangenen Themen, wie
z.B. ein schrittweiser Ausbau der Zolluni-
on in Richtung Gemeinsamer Markt in
Angriff genommen werden. Im Gemein-
samen Markt, der als Vorstufe zum Binnen-
markt dienen könnte, könnten all jene
Handelshemmnisse abgebaut werden, die
es noch in der Zollunion gibt. Denkbar ist
auch, dass neue Sachthemen, wie z.B.
Finanzkontrollfragen oder die verstärkte
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der
internationalen Kriminalität und des in-
ternationalen Terrorismus, integriert wer-
den. Zudem wäre auch eine Aufhebung
sämtlicher Beschränkungen im Zusam-
menhang mit ausländischen Investitionen
in weiteren Sektoren der türkischen Wirt-
schaft denkbar. Die EU könnte Ankara
auffordern, Hindernisse bei der Niederlas-
sungsfreiheit und beim grenzüber-
schreitenden Dienstleistungsverkehr abzu-
bauen. Da der Beginn der zweiten Stufe
konditioniert ist, müsste aber auch hier-
bei ein beiderseitiges Interesse daran be-
stehen, diese zu aktivieren.

Für die dritte Stufe wäre zu überlegen,
inwieweit der Gemeinsame Markt in Rich-
tung Binnenmarkt ausgeweitet wird. Die
EU könnte die Türkei als gleichberechtig-
ten Partner integrieren, was die Freiheit des
Waren-, Güter- und Dienstleistungsver-
kehrs angeht. Die Personen- und Arbeit-
nehmerfreizügigkeit wird wohl nicht zur
Debatte stehen, ausgenommen vielleicht
für Sektoren, in denen die EU Bedarf an
Arbeitskräften hat. Hingegen könnten
beide Vertragsparteien auch die schrittwei-
se Einführung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion, die weitere Vertiefung der Zu-
sammenarbeit im Bereich Justiz und
Inneres sowie der Europäischen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik als wün-
schenswert erachten.

Die Vor- und Nachteile der Abgestuften
Integration für beide Seiten lassen sich gra-
phisch wie folgt darstellen:
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7 Vgl. Wolfgang Quaisser, Alternative EU-
Integrationsstrategien für die Türkei
und andere EU-Kandidatenländer. Pri-
vilegierte Partnerschaft oder „Erweiterte
Assoziierte Mitgliedschaft“, Osteuropa-
Institut, Kurzanalysen und Informatio-
nen Nr. 12/2004, München, 2004 sowie
Wolfgang Quaisser/Steve Wood, EU
Member Turkey? Preconditions, Con-
sequences, and Integration Alternatives,
Forschungsverbund Ost- und Südosteu-
ropa (Forost), Arbeitspapier Nr. 25,
München, 2004.

8 In seiner Argumentation bezieht sich
Quaisser auf den Artikel 49 des Vertra-
ges über die Europäische Union. Dort
steht, dass nur „europäische“ Staaten
Mitglied der EU werden können. Die
eindeutige Positionierung des Autors ist
jedoch insofern problematisch, als die
Definition, was „europäisch“ ist, nicht
durch die Vertragstexte der EU, sondern
durch die Praxis anderer internationaler
Organisationen präjudiziert wird. Dies
gilt insbesondere durch die Zugehörig-
keit zum Europarat, der gemäß seiner
Satzung nur europäischen Staaten offen
steht. Der Begriff „europäisch“ in Arti-
kel 49 ist somit in vertragsübergreifen-
der systematischer Auslegung zu inter-
pretieren. Kein Land kann Mitglied der
EU werden, wenn es nicht zuvor dem
Europarat beigetreten ist und die Charta
der Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK) unterzeichnet hat.
In der politischen Realität sind diese
Schritte Beitrittsvoraussetzungen auf
dem Weg in die EU. Die Türkei trat
bereits 1949 dem Europarat bei und hat
1954 die EMRK unterzeichnet. Alle EU-
Mitgliedsstaaten – auch Deutschland –
haben der Legitimität der türkischen
Mitgliedschaft im Europarat zuge-
stimmt und sie formal als „europäisch“
anerkannt. Der Türkei wurde daher, als
sie 1987 ihren Beitrittsantrag gestellt
hatte, ihre Beitrittsfähigkeit ausdrück-
lich zugesprochen. Vgl. Thomas Bruha/
Oliver Vogt, Rechtliche Grundfragen der
EU-Erweiterung, in: Verfassung und
Recht in Übersee. Law and Politics in
Africa, Asia and Latin America (VRÜ),
Ausgabe 30/1997, S. 477-502.

9 Vgl. Eurostat Euro-Indikatoren, Presse-
mitteilung 42/2005 vom 23. März 2005.

Mögliche Einwände gegen und
Argumente für das Modell der
Abgestuften Integration

Einwände gegen das Modell der Abgestuf-
ten Integration könnte es hinsichtlich der
rechtlichen Legitimität geben. Es ist zu
überlegen, inwieweit für sie sowohl Artikel
I-57 EVV als auch das Assoziationsab-
kommen bzw. das geltende EU-Recht (Ar-
tikel 310 EUV) als juristische Grundlage
greifen. In beiden Fällen müsste es wohl zu
einer Änderung bzw. Ergänzung der gelten-
den Verträge kommen. Wenn man jedoch
die Dynamik der Türkei-Debatte und den
dezidierten Willen der Gegner einer
Vollmitgliedschaft zugrunde legt, dürfte
dies kein unlösbares Problem sein.

Schwierig könnte auch die Frage der Dis-
krepanz zwischen sektoraler und territoria-
ler Repräsentation sein. Verfahren der Mit-
entscheidung in der EU sehen vor, dass der
Ministerrat und das Europäische Parlament
bei bestimmten Richtlinien und Verord-
nungen gleichberechtigt entscheiden. Die
Türkei bekäme im Rahmen der Abgestuf-
ten Integration ein sektorales Mitentschei-
dungsrecht (ohne Veto-Option) im Rat,
wäre aber mit ihren Observern im Europäi-
schen Parlament (und bei der Kommissi-
on) nicht stimm- und entscheidungs-
berechtigt. Ein möglicher Einwand könnte
lauten, dass die Türkei im Rat mitent-
scheiden darf, obwohl sie an der Kon-
sensfindung im Europäischen Parlament
nicht beteiligt ist. Die gängige politische
Praxis zeigt jedoch, dass die Observer
durchaus Einfluss auf Entscheidungspro-
zesse nehmen, z.B. in den Ausschüssen des
Europäischen Parlaments. Sie selber können
zwar nicht abstimmen, aber sie bringen im
Namen ihrer Fraktionskollegen Änderungs-
anträge ein und machen so ihren Einfluss
geltend.

Strittig könnte auch die Frage sein, wie
zu verfahren ist, wenn kein Konsens gefun-
den wird. Die Abgestufte Integration setzt
immer einen Konsens zwischen den Ver-
tragsparteien voraus im Hinblick darauf,
welche Teilbereiche integriert werden sol-
len. Während die Türkei als eine Vertrags-
partei auftritt, umfasst die EU 25 (und bald
27) Staaten, d.h. genauso viele Interessen
müssten kanalisiert und mehrheitsfähig ge-

macht werden. Wenn die Türkei beispiels-
weise die Zollunion zu ihren Gunsten ver-
tiefen wollte, könnten einige EU-Staaten ein
Veto einlegen, da sie a) die heimische Wirt-
schaft schützen und b) von den Handels-
bilanzüberschüssen profitieren möchten.
Kompromisslösungen könnten unter Um-
ständen zu Lasten der Türkei gehen, müs-
sen es aber nicht – dies ist ganz vom politi-
schen Willen der Teilnehmer abhängig.

Eine entscheidende Stärke des Modells
der Abgestuften Integration ist, dass sie, falls
der Beitritt scheitert, den Ratsbeschluss, die
Türkei durch eine „möglichst starke Bin-
dung vollständig in den europäischen
Strukturen zu verankern“, mit Leben erfüllt.
Auch erfüllt es die Anforderungen, dass es
keinen Beitrittsautomatismus geben darf,
denn es ist ein dynamisches Modell, in dem
die zu integrierenden Themenfelder nicht
wie bei einer Vollmitgliedschaft vorgegeben,
sondern bilateral und flexibel vereinbar
sind.

Aus politischen und wirtschaftlichen
Integrationsgesichtspunkten geht die Abge-
stufte Integration weiter als die Privilegier-
te Partnerschaft und die EAM. Im Vergleich
zu diesen Modellen bietet sie durch die Kon-
ditionierung der Integrations- und
Partizipationsstufen starke Anreize für die
Türkei, den Kurs der Demokratisierung und
Rechtsstaatlichkeit fortzusetzen. Der EU
bietet sie dank des Zeitgewinns die Mög-
lichkeit, sich politisch und institutionell zu
reformieren bzw. zu vertiefen. Das Modell
der Abgestuften Integration ist zwar spezi-
ell auf die Türkei zugeschnitten, könnte
aber aufgrund seiner individuellen und fle-
xiblen Aushandelbarkeit auch auf andere
mögliche Beitrittskandidaten ausgedehnt
werden.

Schlussfolgerungen

Die Türkei sollte abgestuft integriert und
nicht privilegiert ausgegrenzt werden. Die
EU muss der Türkei eine klar definierte und
attraktive Alternative anbieten, falls es mit
dem Beitritt nicht klappen sollte, und sie
ermutigen, den Weg der Demokratisierung
fortzusetzen. Sowohl die Privilegierte Part-
nerschaft als auch die Erweiterte Assoziier-
te Mitgliedschaft sind jedoch für ein Land
mit einer 40-jährigen Beitrittsperspektive
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erscheinen mindestens sechsmal im Jahr mit aktuellen Thesen zur Friedens- und

Sicherheitspolitik. Sie setzen den Informationsdienst der Hessischen Stiftung Friedens-

und Konfliktforschung fort, der früher unter dem Titel „Friedensforschung aktuell“

herausgegeben wurde.

Die HSFK, 1970 vom Land Hessen gegründet, arbeitet mit rund 40 wissenschaftlichen Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern in drei Forschungsgruppen zu den Themen: „Rüstungs-

kontrolle und Abrüstung“,  „Internationale Organisation, demokratischer Frieden und

Herrschaft des Rechts“ sowie  „Demokratisierung und der innergesellschaftliche Frieden“.

Zudem gibt es die forschungsgruppenübergreifende Arbeitsgruppe  „Kriege demokrati-

scher Staaten seit 1990“ und den Arbeitsbereich  „Friedenspädagogik/Konfliktpsychologie“.

Die Arbeit der HSFK ist darauf gerichtet, die Ursachen gewaltsamer internationaler und

innerer Konflikte zu erkennen, die Bedingungen des Friedens als Prozess abnehmender

Gewalt und zunehmender Gerechtigkeit zu erforschen sowie den Friedensgedanken zu

verbreiten. In ihren Publikationen werden Forschungsergebnisse praxisorientiert in Hand-

lungsoptionen umgesetzt, die Eingang in die öffentliche Debatte finden.

Neben den HSFK-Standpunkten gibt das Institut mit den „HSFK-Reports“ und  „PRIF Re-

ports“ wissenschaftliche Analysen aktueller Probleme und politische Empfehlungen in

Deutsch und Englisch heraus. Die „Studien der Hessischen Stiftung Friedens- und Kon-

fliktforschung“ stellen darüber hinaus grundlegende Forschungsergebnisse des Instituts

dar. Mit dem „Friedensgutachten“ legen die HSFK und vier weitere Friedensforschungs-

institute (IFSH, FEST, INEF und BICC) ein gemeinsames Jahrbuch vor, das die laufenden

Entwicklungen in  Sicherheitspolitik und internationalen Beziehungen analysiert, kri-

tisch kommentiert und Empfehlungen für Politik und Öffentlichkeit abgibt.
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zu wenig. Die türkische Regierung hat in
der Vergangenheit zu Recht darauf insi-
stiert, dass für sie nur die Vollmitgliedschaft
in Frage komme. Indes werden auch in der
Türkei die neuen politischen Realtiäten zur
Kenntnis genommen und eingeräumt, dass
mögliche anti-türkische Wahlkämpfe und
Referenden die Chancen auf die Vollmit-
gliedschaft deutlich verschlechtern. In den
türkischen Medien werden bereits erste
Integrationsalternativen diskutiert.

Die drei größten Vorbehalte in der EU ge-
gen den Türkei-Beitritt sind die Angst vor
uneingeschränkter Personen- und Arbeit-
nehmerfreizügigkeit, vor möglichen Trans-
ferzahlungen in zweistelliger Milliarden-
höhe aus den europäischen Fonds für
Struktur- und Landwirtschaftshilfe und vor
institutioneller Überdehnung. Die Abge-
stufte Integration greift diese Vorbehalte auf
und berücksichtigt sie in ihrem Konzept. Sie
kann aber nicht die Debatte um die insti-
tutionellen, kulturellen und geographischen

Grenzen der EU ersetzen. Auch wenn durch
das Modell die Verhandlungspartner eng
zusammenarbeiten und Vertrauen aufbau-
en können, beantwortet es nicht die Frage,
ob die EU gewillt ist, mit der Türkei ein
mehrheitlich muslimisches Land in die EU
aufzunehmen.

Die Vorteile der Abgestuften Integration
gegenüber den beiden Konkurrenz-
modellen Privilegierte Partnerschaft und
Erweiterte Assoziierte Mitgliedschaft sind
zusammengefasst folgende: Die Abgestufte
Integration sieht eine sektorale Teilinte-
gration in Politik und Wirtschaft vor und
ermöglicht Ankara, in türkeispezifischen
Fragen mitzuentscheiden; die Perspektive
der Vollmitgliedschaft bleibt erhalten; eine
immer engere wirtschaftliche, aber auch po-
litische (Teil-) Integration in die EU-Struk-
turen wird befördert; die Konditionierung
der Integrationsstufen bietet starke Anrei-
ze für die Türkei, den Kurs der Demokrati-
sierung und Rechtstaatlichkeit fortzusetzen

– und dies ist sowohl in der EU als auch in
der türkischen Bevölkerung ausdrücklich
erwünscht.

Cemal Karakas (Jahr-
gang 1973) promoviert
seit Ende 2004 in der
Forschungsgruppe
„Demokratisierung und
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HSFK und ist Referent
im Europäischen Parla-
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